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Das letzte

Gefecht

des Heeres
Kein klarer Auftrag, dafür eingemottete
Panzer, schlecht trainierte Miliz und ein
500-Millionen-Sparpaket: Das Bundes-
heer kämpft ums nackte Überleben.

schen Grenze. Die mit Abstand
größte Gruppe aber, nämlich
3.030 Personen, leistete Katastro-
phenhilfe im Inland.

Das Heer ist also in erster Linie
eine Katastrophenschutzabtei-
lung. Wir brauchen sie dringend:
Im Ernstfall (z.B. Hochwasser)
reichen die Kräfte der Freiwilli-
gen Feuerwehr rund 48 Stunden.
Das Heer dagegen kann sechs
Wochen bleiben – sofern wir
Wehrpflicht und ausreichend Mi-
lizsoldaten haben. Doch ausge-
rechnet diese Kernaufgabe des
Heeres ist nirgends verankert.
Katastrophenschutz ist bei uns
eine nachrangige Aufgabe, die ge-
macht wird, falls man Zeit hat.

Im Generalstab ist man uneins,
ob man zur Rettung des Heeres
bewusst auf die Schiene Kata-
strophenschutz setzen soll. Man-
che sehen darin ein Aufweichen
der militärischen Kernidentität.
Andere wissen, dass sie eine star-
ke Achse zur Zivilgesellschaft
brauchen. Die letzte Schlacht
ums Heer, wie wir es bisher ken-
nen, hat jedenfalls begonnen.

Mangelwirtschaft also, wohin
man auch schaut.

Wollen und brauchen wir über-
haupt noch eine klassische Ar-
mee? Die österreichische Sicher-
heitsdoktrin wird zwar dem-
nächst neu formuliert, aber über
diese Grundfrage traut sich nie-
mand drüber. Betrachten wir die
Fakten: Im Jahr 2009 waren im
Schnitt 1.255 Soldaten im Aus-
landseinsatz, weitere 750 Mann
standen im umstrittenen Assis-
tenzeinsatz an der burgenländi-

den sie alle behalten, obwohl die
Mobilmachungsstärke seit 1990
von 243.000 auf 55.000 Mann re-
duziert wurde. Andererseits
muss das Heer bis 2014 mehr als
500 Millionen Euro sparen und
zugleich jährlich 216 Millionen
Euro Eurofighter-Rate abstot-
tern. Das erklärte Mindestziel,
ein Prozent der Wirtschaftsleis-
tung für Verteidigung auszuge-
ben, sei „unrealistisch“, sagt Da-
rabos. Bis 2018 will er weitere 61
Heeresliegenschaften verkaufen.

was kosten. Der beliebte Brauch,
im Verteidigungswesen alle Sys-
teme herunterzufahren und
trotzdem die Illusion eines Po-
temkin’schen Kulissenheeres zu
bewahren – das wird künftig
nicht mehr gehen.

Phantomsoldaten

In der Miliz ist die Lage schon
grotesk: Seit unter Ex-Minister
Günther Platter der Wehrdienst
von acht auf sechs Monate ver-
kürzt und die regelmäßigen
Truppenübungen aus Kosten-
gründen abgeschafft wurden,
üben die Heereskader mit Phan-
tomsoldaten. Beim Abrüsten er-
halten die Jungmänner einen Zet-
tel, zu welcher Einheit sie gehö-
ren – das war’s. Deshalb wird
jetzt überlegt, den Wehrdienst
auf fünf Monate zu verkürzen
und wieder einen Monat Trup-
penübungen einzubauen.

Ein Problem ist auch, dass 56
Prozent des Heeresbudgets für
Personalkosten draufgehen. Es
gibt zu viele Offiziere: Aus
dienstrechtlichen Gründen wur-

militärischen Planspielen abge-
laufen ist, wäre es im Grunde
nicht unvernünftig, Panzer in der
Garage zu lassen. Andererseits
braucht man eine Mindestzahl an
Fahrzeugen, um Soldaten auszu-
bilden und die sogenannte Auf-
wuchsfähigkeit zu sichern – also
das Vermögen, im Bedrohungs-
fall rasch wieder größere Einhei-
ten aufzubauen.

Man steht also politisch am
Scheideweg: Noch mehr sparen
bedeutet den Abschied von einer
vollwertigen Armee. Will man
diese aber behalten, wird es et-

einzige Brigade mit knapp 300
Panzern und gepanzerten Fahr-
zeugen – das absolute Minimum,
sofern man die Waffengattung
Panzer nicht komplett streichen
will. „Das ist gedankliche Kriegs-
verhinderung auf niedrigstem
Niveau“, meint ein Insider.

Potemkin lässt grüßen

Das Panzerdilemma ist beileibe
nicht die einzige Baustelle im
Heer, aber es zeigt exemplarisch,
an welchem Punkt man sich be-
findet. Da die Zeit der großen
Panzerschlachten sogar in den

ERNST SITTINGER

W
enigstens um verschlei-
ernde Ausdrücke ist man
nicht verlegen: Die Ein-

satzbereitschaft der rund 270
Panzer sei „lageangepasst“, gab
kürzlich Generalleutnant Oth-
mar Commenda bekannt. Ein
schönes Wort. Der stellvertreten-
de Generalstabschef umschrieb
damit den Umstand, dass nur 55
Prozent der Kampfpanzer und
ein Drittel der Schützenpanzer
betriebsbereit sind.

In Friedenszeiten mag das rei-
chen. Aber es zeigt, dass ein wei-
teres Herunterfahren fast nicht
mehr möglich ist. Trotzdem wird
jetzt genau das passieren. Vertei-
digungsminister Norbert Dara-
bos lässt über den Sommer Pläne
zur Stilllegung ausarbeiten, um
bei den mechanisierten Einhei-
ten Treibstoff und Instandhal-
tungskosten zu sparen.

Im Klartext heißt das: Eine der
beiden noch bestehenden Pan-
zergrenadierbrigaden wird ein-
gemottet. Übrig bleibt nur eine

114 Stück des
Kampfpanzers
Leopard 2 be-
sitzt das Bun-
desheer. Ein Teil
wird einge-
mottet APA

„Das Festhalten an der
allgemeinen Wehrpflicht ist
die ineffizienteste Methode
der Personalgewinnung.

“Offiziersgesellschaft Wien

„ Es ist nicht notwendig,
zu jeder Zeit alle Geräte

und alle Piloten zur
Verfügung zu haben.

“Verteidigungsminister Norbert Darabos

HEERESREFORM GERÄT INS STOCKEN
Das Sparpaket der Regierung trifft den Verteidigungs-

haushalt stark: Ein Volumen von 520 Millionen Euro

muss gehoben werden. Minister Darabos versichert,

dass keine Waffengattung gestrichen wird. Es zeich-

net sich jedoch ab, dass die laufende Heeresreform

teils abgeändert und teils verschoben wird. Bekannt

sind bereits Pläne, Betriebskosten zu senken, Panzer

einzumotten und Lagerkapazitäten abzubauen.

Bund hat kein

Geld mehr für

neue Zivildiener
Caritas schlägt Alarm,
Innenministerium sieht
aber kein grobes Problem.

WIEN. Die generellen Sparbemü-
hungen der öffentlichen Hand
wirken sich jetzt auch massiv
auf die Lage der Zivildiener aus:
Bis auf Weiteres und womög-
lich bis Jahresende werden ab
sofort keine neuen Zivildiener
an Hilfsorganisationen zuge-
teilt. Der Grund laut Zivil-
dienstserviceagentur des Bun-
des: Das entsprechende Budget
sei aufgebraucht. „Wir müssen
die Rahmenbedingungen des
Budgets beachten“, sagt Innen-
ministeriums-Sprecher Rudolf
Gollia.

Rund 90 Prozent der für heu-
er angemeldeten Wünsche
habe man aber bewilligt und
budgetiert, heißt es im Ministe-
rium. Betroffene Organisatio-
nen wie Caritas und Samariter-
bund klagen aber über nicht zu
bewältigende Engpässe. Die Si-
tuation müsse an einem „Run-
den Tisch“ besprochen werden,
sagt Caritaspräsident Franz Kü-
berl. Kommenden Dienstag soll
es nun eine Verhandlungsrunde
zu diesem Thema geben.


